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Entsenden Unternehmen Mitarbeitende ins 
Ausland, müssen unter anderem

vielfältige rechtliche Vorgaben insbesondere 
im Zusammenhang mit der EU-Entsendericht-
linie beachtet werden.  In Teil 1 unserer Bei-
tragsreihe zur EU-Entsenderichtlinie haben wir 
uns mit dem rechtlichen Hintergrund sowie 
dem Anwendungsbereich der 

EU-Entsenderichtlinie beschäftigt und in Teil 
2 haben wir die konkreten Registrierungs-

pflichten nach der EU-Entsenderichtlinie näher 
beleuchtet. 

Teil 3 unserer Beitragsreihe zur EU-Entsen-
derichtlinie befasst sich abschließend mit 
den arbeitsrechtlichen Vorgaben der EU-Ent-
senderichtlinie zur Gewährung von Mindest-
arbeitsbedingungen sowie mit drohenden 
Sanktionen bei Verstößen. Lesen Sie hier, was 
Unternehmen in diesem Zusammenhang be-
achten müssen.

Dritter Teil
Equal Pay und Sanktionen nach der 
EU-Entsenderichtlinie

Wenn Arbeitgeber Mitarbeitende ins Ausland ent-
senden, müssen sie unter anderem die Vorschriften 
der EU-Entsenderichtlinie (Richtlinie 96/71/EG,  
zuletzt geändert durch 2018/957/EU) beachten. 
In Teil 1 unserer Beitragsserie haben wir uns mit 
dem rechtlichen Hintergrund sowie dem Anwen-
dungsbereich der EU-Entsenderichtlinie beschäftigt, 
während wir in Teil 2 die konkreten Registrierungs-
pflichten näher beleuchtet haben. In diesem dritten 

Teil unserer Beitragsserie zur EU-Entsenderichtlin-
ie erläutern wir nun die Vorgaben zur Gewährung 
bestimmter Mindestarbeitsbedingungen (Equal Pay) 
sowie die Sanktionen bei Verstößen gegen Ent- 
sendevorschriften.

1. Hintergrund des Bestehens von Equal-Pay-
Verpflichtungen

Bei der Pflicht zur Gewährung von Mindestarbeits
bedingungen für entsandte Mitarbeitende (in der 
Praxis oft auch „Equal Pay“ genannt) handelt es 
sich um die wesentliche Säule der Entsende-

regularien. Der Zweck der EU-Entsenderichtlinie 
besteht darin, Lohndumping zu vermeiden und den 
Wettbewerb zwischen Unternehmen auf eine faire 
Grundlage zu stellen; und gerade dies verwirklicht 
sich im Equal Pay Gedanken. Die in Teil 2 unserer 
Beitragsserie beleuchteten Registrierungspflichten 
haben demgegenüber eine unterstützende Funk-
tion, indem sie bewirken, dass die lokale Behörde 
überhaupt Kenntnis von der Entsendung erhält und 
dadurch in die Lage versetzt wird, die Einhaltung 
der Equal-Pay-Vorgaben im Einzelfall prüfen zu  
können.
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2. Das bedeutet Equal Pay

Nach der EU-Entsenderichtlinie müssen entsandte 
Arbeitnehmende die gleichen grundlegenden Ar- 
beitsbedingungen wie die im Gastland beschäftig- 
ten Arbeitnehmenden genießen. Diese beinhalten 
nach der Richtlinie unter anderem:

•	 Höchstarbeitszeiten und Mindestruhezeiten

•	 bezahlter Mindestjahresurlaub

•	 Entlohnung, einschließlich der Überstundensätze

•	 Sicherheit, Gesundheitsschutz und Hygiene am 
Arbeitsplatz

Festgelegt werden diese Mindestarbeitsbedingun-
gen entweder durch lokale Rechtsvorschriften und/
oder durch für allgemein verbindlich erklärte Tarifver-
träge. In Deutschland werden diese im Wesentli-
chen durch die §§ 2 ff. Arbeitnehmerentsende- 
gesetz (AEntG) geregelt. Nach § 2 Abs. 1 AEntG 
gelten so zunächst die in Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften enthaltenen Regelungen, insbesondere 
über die folgenden Arbeitsbedingungen (nicht ab-
schließend), auch in Bezug auf Arbeitsverhältnisse 
zwischen einem im Ausland ansässigen Arbeit- 
geber und seinen im Inland beschäftigten Arbeit- 
nehmern:

•	 die Entlohnung einschließlich der Überstunden- 
sätze ohne die Regelungen über die betriebliche 
Altersversorgung

•	 der bezahlte Mindestjahresurlaub

•	 die Höchstarbeitszeiten, Mindestruhezeiten und 
Ruhepausenzeiten

•	 die Sicherheit, der Gesundheitsschutz und die 
Hygiene am Arbeitsplatz, einschließlich der 
Anforderungen an die Unterkünfte von Arbeitne-
hmenden, wenn sie vom Arbeitgeber für Arbeit-
nehmende, die von ihrem regelmäßigen Arbeit-
splatz entfernt eingesetzt werden, unmittelbar 
oder mittelbar, entgeltlich oder unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt werden

Nach den §§ 2, 5 AEntG gilt Vergleichbares insbe-
sondere auch im Hinblick auf allgemeinverbindliche, 
bundesweit geltende Tarifverträge. Unabhängig 
von dem auf das Arbeitsverhältnis anwendbaren 
Recht, welches sich nach den Bestimmungen der 
Rom-I-Verordnung richtet, muss der ausländische 
Arbeitgeber seinen nach Deutschland entsandten 
Mitarbeitenden die im AEntG näher genannten ge-
setzlichen sowie in allgemeinverbindlichen bundes-
weiten Tarifverträgen geregelten Mindest- 
arbeitsbedingungen (beispielsweise Mindestlohn 
oder Mindesturlaub) gewähren.

3. Ausnahmen vom Equal-Pay-Grundsatz

Zu den vorstehenden grundsätzlich bestehenden 
Equal-Pay-Verpflichtungen existieren wiederum 
vereinzelte Ausnahmen. In Deutschland sind solche 
Ausnahmen vor allem in den §§ 34, 35 AEntG gere-
gelt: Danach sind zunächst fachkundige Mitarbei-
tende, die im Rahmen eines Liefervertrags die für 
die Inbetriebnahme der gelieferten Güter unerlässli-
chen Erstmontage- oder Einbauarbeiten erbringen, 
von den meisten Equal-Pay-Vorschriften befreit, 
sofern die Dauer der Beschäftigung in Deutschland 
acht Tage innerhalb eines Jahres nicht übersteigt  
(§ 34 S. 1 AEntG). Nach § 35 AEntG sind bestimmte 

Tätigkeiten ohne Leistungsempfänger ebenso von 
den meisten Equal-Pay-Vorschriften befreit, sofern 
die Mitarbeitenden nicht mehr als 14 Tage ununter-
brochen und nicht mehr als 30 Tage innerhalb eines 
Zeitraums von zwölf Monaten in Deutschland tätig 
sind. Hierunter fallen beispielsweise bloße interne 
Meetings oder der Besuch von Massenveranstaltun-
gen. Nach unseren Erfahrungen sehen andere 
Länder ähnliche Ausnahmen wie in Deutschland vor 
(beispielsweise in Österreich und Belgien). Oftmals 
unterscheiden sich diese aber wiederum im Detail 
voneinander, sodass es keine „absoluten Ausnah-
men“, das heißt keine Tätigkeiten gibt, die stets von 
den Registrierungspflichten ausgenommen sind.  
Bei Entsendungen sollten daher die jeweiligen  
Ausnahmebestimmungen individuell geprüft 
werden.
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4. Besonderheiten bei längeren Entsendezeiträu-
men

Längere Entsendungen führen dazu, dass zusätz- 
liche Arbeitsbedingungen auf das Arbeitsverhältnis 
Anwendung finden. Hintergrund ist, dass bei lang-
zeitentsendeten Arbeitnehmenden eine besonders 
enge Verbindung mit dem Arbeitsmarkt des Gast-
lands besteht und dies ein sachlicher Grund dafür 
ist, die Arbeitsbedingungen der entsandten Mit- 
arbeitenden weitestgehend an diejenigen des Gast-
landes anzugleichen.

Für Deutschland regelt § 13b AEntG, dass bei einer 
Beschäftigung von mehr als zwölf Monaten in 
Deutschland alle Arbeitsbedingungen Anwendung 
finden, die am Beschäftigungsort in Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften und in allgemeinverbindlichen 
(auch regionalen) Tarifverträgen vorgeschrieben sind 
(§ 13b Abs. 1 AEntG). Der 12-Monats-Zeitraum kann 
auf 18 Monate verlängert werden, wenn der Arbeit- 
geber vor Ablauf des 12-Monats-Zeitraums eine 
begründete Mitteilung abgibt (§ 13b Abs. 2 AEntG).

Lediglich

1.	 die Verfahrens- und Formvorschriften und Bedin-
gungen für den Abschluss oder die Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses, einschließlich nachver-
traglicher Wettbewerbsverbote und 

2.	 die Vorschriften über die betriebliche Altersver-
sorgung sind auch bei Langzeitentsendungen 
weiterhin ausgenommen. Ebenso sind nur  
arbeitsrechtliche Vorschriften erfasst und nicht 
auch steuerliche oder sozialversicherungsrechtli-
che Regelungen.

5. Herausforderungen für Arbeitgebeber

In der Praxis bestehen die größten Herausforderun-
gen für Arbeitgeber oftmals darin, die richtigen 
Arbeitsbedingungen im Gastland zu eruieren. So 
existieren beispielweise in Österreich und Frank-
reich eine Vielzahl an (regionalen) Tarifverträgen, 
sodass häufig Schwierigkeiten bestehen, i) den für 
die Mitarbeitenden und die Tätigkeit einschlägigen 
Tarifvertrag überhaupt zu finden, sowie ii) die für die 
Mitarbeitenden maßgeblichen Vorschriften zu filtern 
(bspw. Einstufung in Vergütungsgruppen, Senior-
itätsstufen etc.). Wir haben die Erfahrung gemacht, 
dass viele Tarifverträge je nach Jurisdiktion eine in 
sich geschlossene Systematik aufweisen und in der 
Praxis durchaus herausfordernd sein können, da 
oftmals grenzüberschreitende Expertise erforderlich 
ist.

6. Sanktionen bei Missachtung der Entsende-
vorschriften

Die wesentlichsten Sanktionstatbestände werden 
dadurch ausgelöst, dass entweder i) nicht oder nicht 
richtig registriert wurde oder ii) die Equal-Pay- 
Vorgaben nicht eingehalten wurden. Grundsätzlich 
drohen bei Missachtung der Entsendevorschriften 
die folgenden Sanktionen:

•	 Geldstrafen/Bußgelder von 75 Euro bis zu 
500.000 Euro

•	 Haftstrafen von bis zu 3 Jahren (vor allem  
Belgien und Frankreich)

•	 Ausschluss von öffentlichen Ausschreibungen

•	 Ausschluss von zukünftigen Entsendungen 
(teilweise)

•	 Ausschluss von der Dienstleistungserbringung 
im Gastland

Die Sanktionen variieren je nach Land, sodass im 
Rahmen dieses Beitrags nur eine überblickshafte 
Darstellung möglich ist. Bei Verstößen gegen 
die Entsendevorschiften in Deutschland drohen 
beispielsweise die folgenden Sanktionen:

•	 Bußgelder in Höhe von bis zu 30.000 Euro für ei-
nen Verstoß gegen Registrierungsbestimmungen 
und bis zu 500.000 Euro für das Nichtgewähren 
von bestimmten Mindestarbeitsbedingungen

•	 Meldung von Bußgeldern von mehr als 200 Euro 
an das Gewerbezentralregister

•	 Potenzieller Ausschluss von öffentlichen Aus-
schreibungen, wenn gegen das Unternehmen 
ein Bußgeld von 2.500 Euro oder mehr verhängt 
wird

In unserer praktischen Tätigkeit nehmen wir zu-
nehmend wahr, dass mit dem Anstieg an interna-
tionalen Dienstreisen und Entsendungen nach der 
Corona-Pandemie auch die Kontrolldichte der Be-
hörden wieder zugenommen hat; dies lässt darauf 
schließen, dass auch zukünftig verstärkt mit Kon-
trollen zu rechnen ist. Vor diesem Hintergrund sind 
Arbeitgeber gut beraten, sich rechtzeitig mit den 
Entsendevorschriften zu beschäftigen und diese in 
ihre Compliance-Überlegungen mit einzubeziehen.
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Fazit
Die EU-Entsenderichtlinie verpflichtet Arbeit-
geber, entsandten Mitarbeitenden im Gastland 
bestimmte Mindestarbeitsbedingungen (Equal- 
Pay) zu gewähren, wobei das Ausmaß der zu 
gewährenden Arbeitsbedingungen auch von der 
Dauer der Entsendung abhängt. Ausnahmen 
vom Equal-Pay-Grundsatz existieren nur in weni-
gen spezifischen Fällen. Verstöße gegen die 
Registrierungspflichten und Equal-Pay-Bestim-
mungen können zu erheblichen Sanktionen wie 
Bußgeldern, Haftstrafen oder Ausschluss von 
öffentlichen Ausschreibungen führen. Insge- 
samt stellen die EU-Entsenderichtlinie sowie die 
nationalen Entsendevorschriften bei internatio-

 
nalen Entsendungen und Dienstreisen Arbeit- 
gebende vor nicht unerhebliche Anforderun-
gen. Für Arbeitgeber ist es daher wichtig, sich 
frühzeitig mit der EU-Entsenderichtlinie ausein-
anderzusetzen und die Vorschriften für Ent-
sendungen in die eigenen unternehmerischen 
Prozesse zu integrieren.
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